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Einbeziehungssatzung
"An der Ellerbach‘

Ortsgemeinde Bockenau
 

Der Ortsgemeinderat von Bockenaubeschließt die folgende

Einbeziehungssatzung gemäß $ 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB:

 

 
$1 Plangebiet und künftig darin geltende Vorgaben / Festsetzungen
 

A. Geltungsbereich:

Der räumliche Geltungsbereich A der Einbeziehungssatzung umfasst folgende Grundstücke der
Gemarkung Bockenau:

Einbezogene Fläche: Flur 2: Flurstück 433.

Zudem wird eine externe Fläche für die Kompensation als Geltungsbereich B festgesetzt.

Externe Kompensationsfläche: Flur 7: Flurstück 2 teilweise.

Die genauen Abgrenzungen des Einbeziehungsbereiches in Geltungsbereich A sowie des
Geltungsbereiches B sind aus der Planzeichnungersichtlich.

B._ Zulässigkeit von Vorhaben:

Die Flächen des Geltungsbereiches werden durch die vorliegende Satzung gemäß $ 34 Abs. 4 Nr. 3
BauGB in die im Zusammenhang bebaute Ortslage einbezogen.

Innerhalb des Geltungsbereiches der vorliegenden Einbeziehungssatzungrichtet sich die Zulässig-
keit von Vorhaben künftig nach den Vorgaben des $ 34 BauGB.

Darüber hinaus werden gemäß $ 34 Abs. 5 Satz 2 BauGBin der vorliegenden Satzung bereits ein-
zeine Festsetzungen nach $ 9 Abs. I und 3 Satz | BauGB getroffen.

C._ Planungsrechtliche Festsetzungen (gemäß $ 9 BauGB):

In Ergänzung der zeichnerischen Festsetzungen in der Planzeichnung wird folgendestextlich fest-
gesetzt:

1. Art der baulichen Nutzung ($ 9 Abs. I Nr. | BauGB und $$ 1-15 BauNVO):

WA - Allgemeines Wohngebiet gemäß $ 4 BauNVO (siehe Plandarstellung mit Einschrieb),.

Ausnahmen gemäß $ 4 Abs. 3 BauNVO werden gemäß $ 1 Abs. 6 BauNVO i. V. m. $ 31 Abs.I

BauGBnicht Bestandteil der vorliegenden Satzung und sind somit nicht zulässig.
 

DÖRHÖFER & PARTNER _____ Ingenieure « Landschaftsarchitekten « Raum- und Umweltplaner

 

 

 



 

 
Einbeziehungssatzung "An der Ellerbach‘ Ortsgemeinde Bockenau
Satzungstext Seite 3
 

2. Maß der baulichen Nutzung
($9 Abs. I Nr. I BauGB und $$ 16-21a BauNVO)

2.1 Grundflächenzahl (GRZ) ($ 16 Abs. ? Nr. I und $ 19 BauNVO)
{siehe Plandarstellung mit Einschrieb).

22

2.3

Zahl der Vollgeschosse ($ 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO)

{siehe Plandarstellung mit Einschrieb).

Höhe der baulichen Anlagen ($ 16 Abs. 2 Nr. 4 und $ 18 BauNVO)

{siehe Plandarstellung mit Einschrieb).

Die Höhe der baulichen Anlagen wird als Höchstgrenze gemäß $ 16 Abs. 4 BauNVO festge-
setzt.

2.3.1

2.3.2

2.3.3

Gebäudehöhe (GH)

Die maximale Höhe der baulichen Anlage / maximale Gebäudehöhe / (GH - höchster
Punkt des Baukörpers)ist der senkrechte Abstand zwischen dem unteren Bezugspunkt
{der mit einer Höhe von 0,0 m angenommen wird) und dem höchsten Punkt des Gebäu-

des / der baulichen Anlage.
Dies ist
- bei Flachdächern (Neigung bis maximal 7°) der höchste Punkt des Bauwerks, ein-

schließlich der Attika (geschlossene, fensterlose wandartige Erhöhung bzw. Auf-
mauerung der Außenwand über den Dachrand hinaus),

- bei einfachen Pultdächern (Neigung mehr als 7°) die Höhe der Außenwand auf der
höchsten Seite des Gebäudes(Firstlinie), einschließlich evtl. konstruktiver Erhöhun-

gen, wie z. B. eine Attika o.ä.,
- bei sonstigen geneigten Dächern (auch bei gegeneinander versetzten Pultdächern)

die Oberkante der Dachkonstruktion (z. B. die Firstlinieo. ä.).

Zulässige Überschreitung der GH durch Anlagen

Die festgesetzte maximale Gebäudehöhedarffür betrieblich bzw. technisch notwendige
Anlagen (z.B. Lüftungsanlagen, Schornsteine, Aufzugs- und Aufgangsbauten etc.)
sowie für Antennen und sonstige Signal empfangende Anlagen um maximal 1,0 m über-
schritten werden, wenn ihre Grundfläche 5 % der Gebäudegrundfläche nicht über-
schreitet.

Bezugspunkt ($ 18 Abs. 1 BauNVO)

Bezugspunktfür die festgesetzte Gebäudehöhe gemäß $ 18 Abs. I BauNVO ist die
Oberkante der an das Grundstück grenzenden Randbefestigung der das Grundstück
erschließenden Ellerbachstraße, gemessen jeweils an der straßenzugewandten Seite an
halber Länge der jeweils betroffenen Außenwand und dem von dort jeweils kürzesten
Abstand zu dieser Straßenfläche.

3. Bauweise ($ 9 Abs. | Nr. 2 BauGB und $ 22 BauNVO)

(siehe Plandarstellung mit Einschrieb).

3.1 Abweichende Bauweise ($ 22 Abs. 4 BauNVO)

Es sind, gemäß der Darstellung in der Nutzungsschablone im Plan, nur Einzelhäuser und diese
somit in offener Bauweise mit seitlichem Grenzabstand zulässig.

Dabei wird aber - gemäß $ 22 Abs. 4 BauNVO somit abweichend von den Vorgaben des $ 22

Abs. 1 BauNVO - die Außenwandlänge bei Einzelhäusern auf maximal 16 m beschränkt.
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4. Flächen für Nebenanlagen, Flächenfür Stellplätze und Garagen

($ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

4.1 Nebenanlagen im Sinne des $ 14 BauNVO, Stellplätze und Garagen im Sinne des $ 12
BauNVO mit ihren Zufahrten sowie generell bauliche Anlagen, soweit sie nach LBauO in den
Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können, können gemäß $ 23 Abs. 5
BauNVO auch außerhalb der Baugrenzenerrichtet werden, soweit keine sonstigen Festsetzun-

gen entgegenstehen.

5. Private Grünfläche ($ 9 Abs. I Nr. 15 BauGB)

Die gemäß $9 Abs. | Nr. 15 BauGB festgesetzte private Grünfläche ist gärtnerisch als Zier-
und /oder Nutzgarten anzulegen und zu unterhalten und darf nicht dauerhaft als Arbeits- oder
Lagerfläche genutzt werden.

Bauliche Anlagen sind in dieser Fläche - mit Ausnahme von untergeordneten, gartentypischen
Anlagen (wie z.B. Geräte- oder Gartenhäuschen, Gartenlauben, Wege, Sitzplätze, Anlagen zur
Kleintierhaltung, Einfriedungen etc.) und sonstigen untergeordneten Nebenanlagen, die für die
Freiflächennutzung eines Wohngebiets-Baugrundstücks nicht unüblich sind, in einem Umfang von
maximal 5 % der Fläche- nicht zulässig.

Aufden ersten 5 Meternöstlich der 5 m breiten Ausgleichsfläche (und somit in einem Abstand von

mindestens 10 Metern zur Bachparzelle) dürfen derartige Nebenanlagen und gartentypische Anla-
gen (Gerätehaus, etc.) jedoch nicht errichtet werden.

6. Flächen mit Bindungen für den Erhalt von Bäumen und Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen($ 9 Abs. I Nr. 25b BauGB)

Die in der Planzeichnung gemäß $9(1)Nr.25b BauGB festgesetzten Gehölzbestände (der
Fichtenriegel im Nordwesten des Geltungsbereiches sowie der Kirschbaum am Nordostrand) sind
dauerhaft zu erhalten. Bei Verlust eines Baumesist der Bestand - in Abstimmung mit der Unteren
Naturschutzbehörde - gleichwertig zu ersetzen.

Das Umfeld des Fichtenriegels sowie des Kirschbaumes ist gemäß DIN 18920 bzw. nach den
Vorgaben der RAS-LP 4 (Richtlinie für die Anlage von Straßen, Teil: Landschaftspflege, Abschnitt
4: Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen) zu schützen und

von jeglicher Bautätigkeit freizuhalten.

7. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur

und Landschaft ($ 9 Abs. I Nr. 20 BauGB)

7.1 Wasserdurchlässige Befestigung von Belägen

Zufahrten und Kfz.-Stellplätze sowie fußläufige Wege sind mit wasserdurchlässigen Belägen
auf versickerungsfähigem Unterbau auszubilden. Geeignet sind z. B. Rasengittersteine, weit-

fugig verlegtes Pflaster (Fugenbreite >22 cm), dränfähige Pflastersteine, wassergebundene
Decken oder Schotterrasen.

7.2 Artenschutzrechtlich begründete Maßnahmen

7.2.1 Zur Sicherung der Einhaltung des Tötungsverbots gemäß $ 44 Abs. I Nr. I und / oder
des Beschädigungsverbots des & 44 Abs. | Nr. 3 BNatSchG ist die Rodung von Gehöl-
zen nur im Zeitraum zwischen dem 01.10. eines Jahres und dem 28. / 29.02. des Folge-
jahres zulässig.
Eine Ausnahme von der Einhaltung dieser Frist ist möglich, wenn — nach vorheriger
Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde- eine fachkundige Inspektion ein
aktuelles Brutgeschehen ausschließen kann und dies von der genannten Behörde bestä-
tigt wird.
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7.3

74

Umbau des Fichtenriegels entlang des Ellerbachs

Auf der gemäß $ 9 Abs. I Nr. 20 BauGB festgesetzten Fläche entlang des Westrandes des
Plangebietes ist der bisherige Fichtenriegel zu entfernen und durch eine Ersatzpflanzung aus
standortgerechten Gehölzen zu ersetzen.

Als geeignete Arten sind insbesondere Erle (Alnus glutinosa), Stieleiche (Quercus robur),
Hainbuche (Carpinus betulus), Bergahorn (Acer pseudoplatanus), Esche (Fraxinus excelsior)
sowie Obstbäume aller Art anzusehen,
Im Unterbau oder Zwischenstand des Baumbestandes sind darüber hinaus standortgerechte
Sträucher zu pflanzen; hier sind insbesondere Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus), Eber-
esche (Sorbus aucuparia) und Liguster (Ligustrum vulgare) geeignet, aber auch weitere stand-
ortgerechte Gehölzen aus der in $ 3 Ziffer 18 des vorliegenden Satzungstextes aufgeführten
Pflanzenliste.
Es ist eine lockere Pflanzung und kein geschlossener, heckenartiger Bestand herzustellen, um
den Abfluss im Hochwasserfall nicht einzuschränken.

Externe Kompensationsmaßnahmen in Geltungsbereich B

Zur Erzielung des umwelt- bzw. naturschutzfachlichen Ausgleichs sind Maßnahmenauf einer
externen Fläche erforderlich.
Die Fläche auf Flurstück 2 (teilweise) in Flur 7 der Gemarkung Bockenaubildet den Geltungs-
bereich B der vorliegenden Einbeziehungssatzung.

Von dem Flurstück ist eine ca. 430 qm große, in der Planurkunde entsprechend abgegrenzte
und bisher ackerbaulich genutzte Fläche naturschutzfachlich aufzuwerten. Entwicklungsziel
ist die Erweiterung des nördlich angrenzenden Baum-/Strauch-Gehölzes um eine höhen-
gestufte Randstruktur. Dazu sind folgende Maßnahmen vorzunehmen:

a. Die Fläche ist aus der ackerbaulichen Nutzung zu nehmen, und esist der vollständige und
zeitlich unbegrenzte Verzicht aufjegliche Düngergaben sowie auf jegliche Art von Biozi-
den (Herbizide, Insektizide, Fungizide etc.) nötig.

b. Auf der Fläche sind 3 Bäume Il. Ordnung zu pflanzen, wobei die Abstände zu der verblei-
benden Ackerfläche von mindestens 5,0 m und Abstände untereinander von mindestens 8
Metern einzuhalten sind.

c. Die übrige Flächeist

- aufden südlichen 2 Metern (zu den verbleibenden Ackerflächen hin) mindestens einmal

und höchstens zweimal jährlich zu mähen,

- auf den nördlich dieses 2 m breiten Streifens folgenden 3 Metern alle 2-3 Jahre einmal
zu mähen,

- in den verbleibenden nördlichen Randbereichen (zum bestehenden Gehölz hin) nach

einer Initialpflanzung von drei Strauchgruppen-Tuffs zu je 7 Sträuchern (mindestens 3
unterschiedliche Arten aus der beigefügten Pflanzenliste in einem Abstand von 1,5 m
zueinander; Abstand der Tuffs untereinander mindestens 8 m) der freien Entwicklung

zu überlassen.

Bäume und Sträucher gemäß Buchstaben b} und c) sind aus der in $ 3 Ziffer 18 des vorliegen-
den Satzungstextes aufgeführten Pflanzenliste auszuwählen und gemäß den dort aufgeführten
Vorgaben zu pflanzen.
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D. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

(gemäß $ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit $ 88 Landesbauordnung Rheinland-Pfalz - LBauO):

Gestaltung der nicht überbauten Flächen bebauter Grundstücke
($ 88 Abs. I Nr. 3 und Abs. 6 LBauO)

l.l Die nicht überbauten Grundstücksflächen bebauter Grundstücke, einschließlich unterbauter

Freiflächen, sind, soweit sie nicht für eine sonstige zulässige Nutzung (wie Zuwegungen und
Zufahrten,Stellplätze, Arbeits- oder Lagerflächen oder Spiel- und Aufenthaltsflächen) benö-
tigt werden, gärtnerisch als Zier- und / oder Nutzgarten in Form von Vegetationsstrukturen
ohne Kunststoffmaterialien anzulegen und zu unterhalten; sie dürfen nicht dauerhaft als
Arbeits- oder Lagerflächen genutzt werden.

1.2 Lose Stein- / Materialschüttungen (bspw. Schotter, Splitt, Kies, Glas), die nicht pflanzlichen
Ursprungssind, sind nicht zulässig. Ausnahmen davonsindlediglich zulässig für Steinschüt-
tungen in einer Breite von maximal 50 cm unmittelbar an der Gebäudewand, die der raschen

Ableitung von Niederschlagswasser in den Untergrund dienen(„Traufstreifen“).

 

 
$2 Nach anderengesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzungen/

nachrichtliche Übernahmen($ 9 Abs. 6 und Abs. 6a BauGB)
 

DÖRHÖFER & PARTNER

Wasserrechtliche Vorgaben - Beschränkungen im Randbereich des Gewässers II. Ordnung

Zum Ellerbach (Gewässer I. Ordnung) hin sind die Errichtung, der Betrieb und die wesentliche

Veränderung von Anlagen in einem Abstand von 40 m ab der Uferlinie des Gewässers gemäß
$ 36 WHGi. V. m. $ 31 Abs. 1 LWG genehmigungsbedürftig. Zuständig ist die Untere Wasser-
behörde.
Bei Gebäuden, die einer baurechtlichen Genehmigung bedürfen, entscheidet gemäß $ 31 Abs. 4
LWG die für die Erteilung der Baugenehmigung zuständige Behörde; die Erteilung der Geneh-
migung erfolgt jeweils im Einvernehmen mit der zuständigen Wasserbehörde.

Wasserrechtliche Vorgaben - Beschränkungen aufgrund des Überschwemmungsgebietes

Am Westrand des Geltungsbereiches ragt ein Teil des Überschwemmungsgebietes des Eller-
baches in den Geltungsbereich hinein. Diese Teilfläche wird nachrichtlich in den Grenzen des
HQ 100 gemäß aktueller Fassung eingezeichnet.

Für diese Fläche sind die Vorgaben des $ 78 Abs. 1 WHG zu beachten und einzuhalten. Dies
umfasst u. a. das Verbot der Errichtung baulicher Anlagen und der Erhöhung oder der Vertiefung
der Geländeoberfläche. Ausnahmen können allenfalls nach den Maßgaben des $ 78 Abs. 3 bzw.

Abs. 4 WHG zugelassen werden.

Wasserrechtliche Vorgaben - Beschränkungen aufgrund der Lage in einem potenziell
überschwemmungsgefährdeten Gebiet

Über das rechtskräftige Überschwemmungsgebiet hinaus berühren weitere (gleichwohlnur sehr
schmale) Teilflächen am Westrand des Geltungsbereiches ein Gebiet, in dem gemäß der Hoch-
wassergefahrenkarte „HQ Extrem“ [https:/hochwassermanagement.rip-umwelt.de/serviet/is/8662/] im
Sinne des $ 74 Abs. 2 Nr. 1 WHG seltene Hochwasserereignisse - Hochwasser mit niedriger
Wahrscheinlichkeit (Extremereignisse, die im statistischen Mittel viel seltener als alle 100 Jahre
auftreten - denkbar sind. Daraus resultiert das Erfordernis einer an diese Lage angepassten Bau-
weise.
Auch diese Fläche wird daher gemäß $ 9 Abs. 6a BauGB in der Planzeichnung nachrichtlich
übernommen.
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Lage in einem Naturpark

Das Piangebiet liegt im insgesamt ca. 71.061 ha großen Naturpark ‘Soonwald-Nahe“ (Landes-
verordnung vom 28.01.2005; GVBl 5. 46, zuletzt geändert durch Verordnung vom 16.05.2014
(GVBl. S. 76)), allerdings außerhalb von dessen Kernzonen.

Lage in einem Landschaftsschutzgebiet

Das Plangebietliegt im ca. 10.000 ha großen Landschaftsschutzgebiet "Hoxbach-, Ellerbach- und
Gräfenbachtal' (Verordnung zum Schutze von Landschaftsteilen im Kreis Kreuznach zwischen
Soonwald und Nahe vom 28. Mai 1969). Gemäß $ 1 Abs. 2 der Verordnung sind von dem Schutz
ausgenommen „die im Zusammenhang bebauten Ortsteile und die Baugebiete, die durch rechts-
gültige Bebauungspläne sowie die Industrie- und Gewerbegebiete, die durch rechtsgültige
Flächennutzungspläne ausgewiesen sind“.

 

 $3 Hinweise und Empfehlungen (ohneFestsetzungscharakter)
 

Bewirtschaftung des Niederschlagswassers

Zur Sicherstellung eines geordneten Abflussverhaltens der Vorfluter haben Maßnahmen der
Wasserrückhaltung Vorrang vor abflussbeschieunigenden Maßnahmen.
Gemäß $ 55 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG)soll das anfallende Niederschlagswasserorts-

nah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutz-
wasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige
öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.

Die technische Ausführungeinerevtl. Versickerung über die belebte Bodenzone, die Standort-
eignung sowie das Erlaubnis- / Genehmigungsverfahren sind mit dem Träger der Abwasserbesei-
tigung abzustimmen.

Grundsätzlich ist eine offene Versickerung von unbelasieiem Niederschlagswasser / Drainage-
wasser auf dem Grundstück, auf dem es anfällt, genehmigungs- und erlaubnisfrei.

Das Versickern von anfallendem Oberflächenwasserist allerdings nur breitflächig (über flache
Mulden bis maximal 30 cm Tiefe) ohne gesonderte wasserrechtliche Erlaubnis zulässig.

Für die gezielte Versickerung (Mulden mit angeschlossener, undurchlässiger Fläche im Verhält-
nis zur Muldenfläche > 5:1 bzw. einer Muldentiefe größer als 30 cm, zentrale Becken, Rigolen,

Schächte etc.) sowie für die Einleitung in ein Fließgewässer ist hingegen eine wasserrechtliche
Erlaubnis durch die Kreisverwaltung Bad Kreuznacherforderlich.

Bei gezielter Versickerung ist ein Abstand von mindestens | Meter zwischen der Sohle der Ver-
sickerungsanlage und dem mittleren höchsten Grundwasserstand einzuhalten;dies gilt auch für
Privatgrundstücke.

Eine offene Versickerung (Flächen-, Mulden- oder Grabenversickerung)ist auch stets so anzu-

legen, dass Gefahren oder Schäden zu Nachbargrundstücken und öffentlichen Verkehrsflächen
nicht entstehen können. Alle sonstigen Versickerungsmöglichkeiten des Oberflächenwassers sind
Einwirkungen, die nach $9 WHG (Wasserhaushaltsgesetz) als Benutzungen gelten und einer
wasserrechtlichen Erlaubnis bedürfen.

Schutz vor Außengebietswasser

Grundsätzlich ist, gemäß den Vorgaben des $5 Abs.2 WHG, jeder Grundstückseigentümer
eigenverantwortlich „im Rahmen des ihın Möglichen undZumutbaren verpflichtet, geeignete Vor-
sorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung
zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstücken den möglichen nachteiligen Folgen für
Mensch, Umwelt oder Sachwerte durch Hochwasser anzupassen.“ Dies betrifft auch Maßnahmen
vor Überflutungen aus eindringendem Außengebietswasser (nicht jedoch aus Abwasseranlagen)
auf sein Grundstück.
Im vorliegenden Fall ist aufgrund der Lage des Plangebietes keine besondere Gefahr von Über-
flutungen durch Außengebietswasser erkennbar. Dennoch wird den Grundstückseigentümern
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5.
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empfohlen, zum Schutz vor einem nie ganz auszuschließenden Eindringen von Wasser aus Nach-
bargrundstücken im Falle von Starkregenereignissen entsprechende Vorsorgemaßnahmenzu tref-
fen.
Dies betrifft im Plangebiet insbesondere die nordöstlichen bis nordwestlichen Ränder der Einbe-
ziehungsfläche. Dort sollten ggf. Vorkehrungen (in Form von Verwallungen o.ä., unter Einhal-
tung der landesnachbarrechtlichen Bestimmungen) getroffen werden, die vom Eigentümer herzu-
stellen und dauerhaft zu erhalten sind.
Nähere Hinweise dazu, auch zu Maßnahmen zum entsprechenden Schutz von baulichen Anlagen,
können auch den entsprechenden Merkblättern entnommen werden, wie z. B. dem Rheinland-
pfälzischen Leitfaden Starkregen "Was können die Kommunen tun?”, erschienen Februar 2013,
einsehbar unter http://www.ibh.rip.de/serviet/is/88927.

Nutzung von Niederschlagswasser

Zum Zwecke der Verwertung (Nutzung) von Niederschlagswasser als Brauch- und / oder Bereg-
nungswasser sollten möglichst Zisternen mit Pumpen zur Brauchwassernutzung errichtet werden.

Zur Reduzierung der Abflussverschärfung und Nutzung von Brauchwasser sollte das Dach-
wasser der Gebäude in doppelstufigen Regenwasserzisternen gesammelt werden. Das Prinzip beruht

auf einer Grundspeicherung des Regenwassers zur Nutzung (Vn} sowie eines flexiblen Speichers zur
Retention (Pufferung) zusätzlicher Niederschlagswässer (Vr) bei gleichzeitiger gedrosselter Ableitung.
Das erforderliche Gesamtvolumen ergibt sich durch einfache Addition der beiden Volumina: V.r.=
Va+VR.

Im Falle des Einbaus von Regenwassernutzungsanlagen muss dem Verbraucher nach der Trink-
wasserverordnung 2001 (Trinkw2001) für die in $ 3 Nr. 1 genannten Zwecke Wasser mit Trink-

wasserqualität zur Verfügung stehen. Bei der Nutzung von Brauchwasserist darauf zu achten,
dass das Leitungssystem entsprechend der Technischen Regeln (hier insbesondere die DIN 1988
- Technische Regeln für Trinkwasserinstallation - sowie die DIN 1986 und die DIN 2001) ausge-
führt wird und die strikte Trennung von Trink- und Brauchwasserleitung erfolgt. Nach $ 17 Abs. 6
TrinkwV 2001 dürfen Regenwassernutzungsanlagen nicht ohne eine den allgemein anerkannten
Regeln der Technik entsprechende Sicherungseinrichtung mit Trinkwasserleitungen verbunden
werden. Die Leitungen der unterschiedlichen Versorgungssysteme sind beim Einbau dauerhaft
farblich unterschiedlich zu kennzeichnen und die Entnahmestelien aus Regenwassernutzungs-
anlagen sind dauerhaft als solche zu kennzeichnen. Zudem sind sämtliche Leitungen im Gebäude
mit der Aufschrift oder einem Hinweisschild ‘Kein Trinkwasser‘ zu kennzeichnen.
Die Planung der Brauchwasseranlage innerhalb des Gebäudes ist vor Erstellung und der Inbe-
triebnahme den Verbandsgemeindewerken Rüdesheim bzw. dem Betriebsführer anzuzeigen.
Außerdem ist der Wasserversorgungsträger darüber zu informieren.
Schließlich ist die Inbetriebnahme einer Regenwassernutzungsanlage nach $ 13 Abs. 4 TrinkwV
2001 der zuständigen Behörde anzuzeigen.

Schutz vor Grundwasser und Staunässe

Es wird grundsätzlich empfohlen, die Gebäudegründungen und evtl. Kellerbereiche mit entspre-
chendem Schutz vor Grundwasser und Staunässe bzw. vor drückendem Wasser auszustatten.

Löschwasserversorgung

Der Nachweis über eine ausreichende, jederzeit zur Verfügung stehende Löschwassermengeist
durch den Erschließungsträger zu erbringen.
Als ausreichende Menge zur Löschwasserversorgung wird eine Wassermenge von mindestens
48 m? pro Stunde bzw. 800 1 / min. bei einem Mindestdruck von 1,5 bar über einen Zeitraum von
zwei Stunden angesehen.

Zur vorbeugenden Gefahrenabwehr wird um die Beachtung folgender Blätter des DVGW-
Regelwerks (Deutscher Verein des Gas- und Wasserfachese.V., Frankfurt / Main} gebeten: Tech-
nische Mitteilung Merkblatt W 331 vom November 2006 (Auswahl, Einbau und Betrieb von

Hydranten), Technische Regel Arbeitsblatt W 400-1 vom Oktober 2004 (Wasserleitungsanla-
gen), sowie Technische Regel Arbeitsblatt W 405 vom Februar 2008 (Bereitstellung von Lösch-
wasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung).
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10.

11.

Berücksichtigung der Erfordernisse von Brandbekämpfungs- und Rettungsfahrzeugen

Es sind ausreichend große Zufahrten, Wendemöglichkeiten und Bewegungsflächen für den Ein-
satz Öffentlicher Brandbekämpfungs- und Rettungsgeräte vorzusehen. Bei der Bemessung dieser
Flächenist die Muster-Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr der Fachkommission Bauauf-
sicht der ARGEBAU vom Februar 2007 (zuletzt geändert durch Beschluss der Fachkommission
Bauaufsicht vom Oktober 2009) anzuwenden. Grundsätzlich sind die Vorgaben des $ 7 LBauO
zur Anlage von Zugängen und Zufahrten für Reitungsfahrzeuge zu beachten.

Nutzung von Erdwärme

Für die Nutzung von Erdwärmeist grundsätzlich ein wasserrechtliches Erlaubnisverfahrenerfor-
derlich. Ein entsprechender Antrag ist rechtzeitig bei der Unteren Wasserbehördebei der Kreis-
verwaltung Bad Kreuznach einzureichen.

Schutz und Verwertung von Boden

Bei Erdarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 „Verwertung von Bodenmaterial“ und DIN
183915 „Vegetationsarbeiten im Landschaftsbau — Bodenarbeiten“ zu beachten.
Im Rahmen der Baumaßnahmen anfallender Mutterbodenist gemäß $ 202 BauGB in nutzbarem
Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Der Oberbodenist daher
zu Beginn aller Erdarbeiten entsprechend DIN 18915, Blatt 3, abzuschieben und zu lagern. Es
sollte geprüft werden, ob Erdaushub aus anfallenden Bauarbeiten zur grünordnerischen Gestal-
tung (z.B. Modellierungen) verwendet werden kann oder ob sonstige, möglichst ortsnahe
Verwendungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen.

Denkmalschutzrechtliche Vorschriften

Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgeset-
zes (DSchG) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende archäologische Fund im Sinne des
$ 16 DSchG gegen Verlust zu sichern, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen
und der Fund gemäß $ 17 DSchG unverzüglich (direkt oder über die Denkmalschutzbehörde oder
die Verbandsgemeindeverwaltung) der Denkmalfachbehörde zu melden. Das Erhaltungsgebot
des $ 18 DSchGist dabei zu beachten.

Die vorstehenden Hinweise entbinden den Bauträger / Bauherren nicht von der Meldepflicht und
Haftung gegenüber der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz — Direktion Landes-
archäologie (Mainz).

Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein
angemessener Zeitraum einzuräumen, damit entsprechende Rettungsgrabungen, in Absprache mit
den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen For-
schung entsprechend durchgeführt werden können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu
rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten des Bauträgers bzw.
des Bauherrn finanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich: So kann gemäß $ 21 Abs. 3
DSchG ein Träger öffentlicher oder privater Bau- oder Erschließungsvorhaben„als Veranlasser
im Rahmen des Zumutbaren zur Erstattung der Kosten erdgeschichtlicher oder archäologischer
Nachforschungen und Ausgrabungen einschließlich der Dokumentation der Befunde verpflichtet
werden“,

Schutz von Ver- und Entsorgungsleitungen

Ver- und Entsorgungsleitungen sind so zu verlegen bzw. durch Schutzvorkehrungen zu sichern,
dass keine gegenseitige Beeinträchtigung von Bäumen und Sträuchern mit Leitungstrassen statt-
findet. Die diesbezüglichen Vorgaben des Arbeitsblattes DVGW Richtlinie GW 125 sowie des
"Merkblatts über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen” der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV e. V., Köln) sind zu beachten. Die
Träger der Ver- und Entsorgung sind frühzeitig über den Beginn von Erschließungs- und Bau-
maßnahmen zu unterrichten.
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12.

13.

14.

15.

Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder
Verdachtsflächen

Altlasten, Altablagerungen,Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder Verdachtsflächen
sind für das Gebiet des Geltungsbereiches nicht bekannt. Nach $ 5 Abs. | Landesbodenschutz-

gesetz (LBodSchG) sind der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt

über das Grundstück (Mieter, Pächter) verpflichtet, ihnen bekannte Anhaltspunkte für das Vor-
liegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der zuständigen Behörde
(Regionalstelle der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord) mitzuteilen.

Baugrunduntersuchungen und zu beachtende Vorschriften zum Baugrundetc.

Für mögliche Bauvorhaben könnenspezielle Baugrunduntersuchungenerforderlich werden. Falls
die Baumaßnahmedies erfordert, sind Untersuchungen zur Erkundung von Schicht- und Grund-
wasserverhältnissen durchzuführen. Grundsätzlich sollten die Anforderungen an den Baugrund
der DIN 1054 (Baugrund Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau), der DIN 4020 (Geo-

technische Untersuchungen für bautechnische Zwecke) und der DIN 4124 (Baugruben und Grä-
ben - Böschungen, Verbau, Arbeitsraumbreiten) sowie die Vorgaben zur Geotechnik der DIN

EN 1997-1 und -2 (Entwurf, Berechnung und Bemessung in der Geotechnik - Teil 1: Allgemeine
Regeln und Teil 2: Erkundung und Untersuchung des Baugrunds) beachtet werden.
Bei allen Bodenarbeiten sind zudem die Vorgaben der DIN 19731 (Bodenbeschaffenheit - Ver-
wertung von Bodenmaterial) und der DIN 18915 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau -

Bodenarbeiten) zu berücksichtigen

Kampfmittel

Derzeit sind keine Anhaltspunkte bekannt, die das Vorhandensein von Kampfmitteln im Plan-
gebiet vermuten lassen. Das Vorhandensein von Kampfmitteln im Plangebiet kann jedoch nicht
ausgeschlossen werden. Eine Kampfmittel-Sondierung des Geländes hat bislang nicht stattge-
funden.Diese ist ggf. in Eigenverantwortung des Grundstückseigners / Bauherren zu veranlassen.
Jedwede Erdarbeiten sind in entsprechender Achtsamkeit durchzuführen.
Sollte ein Verdacht auf das Vorhandensein von Kampfmittein bestehen, so sind aus Sicherheits-
erwägungen weitere Erdarbeiten sofort zu unterlassen. Zunächst muss dann eine Freimessung des
Geländes erfolgen. Ist diese unter vertretbarem Aufwand nicht möglich, so muss bei allen boden-
eingreifenden Maßnahmen eine baubegleitende Aushubüberwachung / Kampfmittelsondierung
durchgeführt werden. Sollten Kampfmittel gefunden werden, so sind aus Sicherheitsgründen die
Erdarbeiten sofort einzustellen und umgehend das Ordnungsamt der Verbandsgemeinde Rüdes-
heim, die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der Kampfmittelräumdienst Rheinland-Pfalz zu

benachrichtigen.

Radonprognose

Gemäß der Radonprognosekarte des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz
(Mainz) [s. Karte: http:/fwww.lgb-rip.de/karten-und-produkte/online-karten/online-karte-radonprog-
nose.html] liegt das Plangebiet in einer Region, in der laut Legende zur genannten Karte ein

erhöhtes (40-100 kBq / cbm) mit lokal hohem (über 100 kBq /cbm) Radonpotenzial in und über
einzelnen Gesteinshorizonten in der Bodenluft festgestellt wurde, das in Abhängigkeit von den
jeweiligen Gesteinsschichten stark schwanken kann. Dieser Wert entspricht gemäß der Einstu-
fung des Bundesamtes für Strahlenschutz der Radonvorsorgeklasse I (dazu s.u.).

Nach Einschätzung des Ministeriums für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten Rheinland-
Pfalz lassen aber die bisher in Rheinland-Pfalz gemessenen Konzentrationen den Schluss zu, dass
bei geeigneter Bauausführung praktisch überall Gebäude errichtet werden können, die den not-
wendigen Schutz vor Radon bieten. Mit steigender Radonkonzentration erhöht sich aber das
Risiko einer Erkrankung an Lungenkrebs.

Vom Bundesamtfür Strahlenschutz werden bauliche und sonstige Vorsorgemaßnahmen empfoh-
len, um den Eintritt von Radon in das Gebäude bzw. sein Einwirken auf den Menschen weitge-
hend zu verhindern.

Die für die Radonvorsorgegebietsklasse I (RVK I - Radonaktivitätskonzentration über 20 und
unter 40 kBq / cbm) empfohlenen Maßnahmen umfassen insbesondere
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1. Konstruktiv bewehrte, durchgehende Bodenplatten aus Beton (Dicke 2 20 cm;sollte dies nicht

möglich sein, so ist auf eine gasdichte Ausführung zu achten);

2. Abdichtung von Böden und Wänden im erdberührten Bereich gegen von außen angreifende
Bodenfeuchte mit radondichten Materialien in Anlehnung an die DIN 18915 mit Materialien,

die auch zur Radonabwehr geeignet sind (in der Regel entstehen dadurch keine Mehrkosten);

3. Abdichtungen von Zu- und Ableitungen, von Rissen, Fugen und Rohrdurchführungen in
Boden berührenden Hausbereichen mit radondichten Materialien bzw. Verwendung gasdich-
ter Komponenten für Durchführungen;

4. Abdichten von Kellertüren;

5. Zuführung der Verbrennungsluft für Heizkessel, Kaminöfen u. ä. von außen (um ein Ansaugen
von Raumluft und damit die Unterdruckerzeugung im Gebäude zu reduzieren).

Für die (gemäß der o.g. Karte hier vorhandene) Radonvorsorgegebietsklasse II (RVK II -
Radonaktivitätskonzentration zwischen 40 und 100 kBq / cbm) werden- zusätzlich zu den für die
RVK I empfohlenen - noch folgende Maßnahmen empfohlen:

6. Herstellung einer radondichten, komplett geschlossenen Hülle im erdberührten Randbereich
des Gebäudes;

7. Gef. Verlegung einer Dränage in der kapillarbrechenden Schicht unter der Bodenplatte
(Grundwasserstand beachten);

8. Hinterfüllung vor erdberührten Außenwänden mit nicht-bindigen Materialien und Gewährleis-
tung dafür, dass die Hinterfüllung einen Anschluss an die kapillarbrechende Schotterschicht
unter der Bodenplatte besitzt, um eine Entlüftung der letzteren zu gewährleisten (an den erd-
berührten Wänden kann diese Funktion auch eine vliesbeschichtete Noppenfolie überneh-
men);sollte die Verfüllung des Arbeitsraumes mit nicht-bindigem, rolligem Material aufgrund
anderer Erfordernisse nicht möglich sein, wird eine Bodengasdrainage im Schotterbett unter
der Bodenplatte empfohlen, wobei die hydrologischen Verhältnisse zu beachten sind und das
Design der Bodengasdrainage und der Ableitung in starkem Maße von der Bauweise abhängig
ist.

Diese letztgenannten Maßnahmen werden vor allem auch für die Gebäude empfohlen, in denen

Kellerräume dauerhaft durch Personen als Wohn- oder Arbeitsbereich genutzt werden.

Sorgfalt bei der Radonabwehr sollte auch für die Gebäude ohne Unterkellerung gelten, weil in
nicht unterkellerten Gebäuden im statistischen Mittel die Radonkonzentrationen im Erdgeschoss
höherals in unterkellerten Gebäudensind. Die Frostschürzen unter nicht unterkellerten Gebäuden
verhindern, dass Bodenluft mit Radon über die kapillarbrechende Schotterschicht nach außen
abgeleitet werden kann. Unter diesen Bedingungen können sich unter dem Gebäude höhere als
die gemessenen Radonkonzentrationeneinstellen.

Grundsätzlich ist aber — da das aus dem Boden austretende Radon durch die Atmosphärenluft
sofort auf sehr niedrige Konzentrationen verdünnt wird - vor allem häufiges und intensives Lüften
als wirksamste Maßnahme gegen die Aufnahme einer zu hohen Radonkonzentration in der auf
den Menschen einwirkenden Luft zu nennen, sowie eine durchgehende Boden-Fundamentplatte
und ein normgerechter Schutz gegen Bodenfeuchte.

Bei stärkeren Konzentrationen werden darüber hinaus auch ein Abschluss des Treppenhauses
gegen das Untergeschoss, der Verzicht auf Wohn- und Aufenthaltsräume im Kellerbereich und
der Einbau einer Radon-dichten Folie unter der Bodenplatte empfohlen.

Dadie vorstehenden Ausführungen nur allgemeine Hinweise geben können, wird dem Bauherren
und seinen Planern eine Radonmessung der Bodenluft empfohlen, deren Ergebnisse Grundlage
für die Bauherren sein sollte, sich ggf. für bauliche Vorsorgemaßnahmen zu entscheiden und
bereits in einer frühen Planungsphase entsprechende objekt-optimierte Konzepte zum Schutz vor
Radon in Zusammenarbeit mit einem Radongutachter zu entwickeln.

Weitere Informationen sind u.a. dem Radon-Handbuch des Bundesamtes für Strahlenschutz, der

Radon-Informationsstelle beim Landesamt für Umwelt (Mainz; E-Mail: radon@lfu.ip.de, Telefon:

06131/6033-1263) sowie folgender Seite zu entnehmen: hitp//mapserver.igb-
rip.de/php_radon/meta/erlaeuterungen.pdf.
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16.

17.

18.

Fragen zur Geologie im Baugebiet sowie zur Durchführung und Bewertung der Radonmessung
in der Bodentuft beantwortet das Landesamt für Geologie und Bergbau (Internet: www.lgb-rlp.de,
Telefon: 06131/9234-0).

Die Ergebnisse von vorgenommenen Radonmessungensollten dem Landesamt für Geologie und
Bergbau Rheinland-Pfalz (Mainz) mitgeteilt werden, damit diese in anonymisierter Form zur
Fortschreibung der Radonprognosekarte von Rheinland-Pfalz beitragen können.

Verwendung von heimischem Pflanzmaterial und Saatgut

Gemäß $ 40 Absatz | BNatSchG bedarf das Ausbringen von gebietsfremden Pflanzen(d. h. deren
Art in dem betreffenden Gebiet in freier Natur nicht oder seit mehr als 100 Jahren nicht mehr
vorkommt)in der freien Natur seit dem 01.03.2020 der Genehmigung der zuständigen Behörde.
Dies gilt nicht für künstlich vermehrte Pflanzen, wenn sie ihren genetischen Ursprung in dem
betreffenden Gebiet haben. Eine Genehmigung kannnicht erteilt werden, wenn eine Gefährdung
von Ökosystemen, Biotopen oder Arten der Mitgliedstaaten der EU nicht auszuschließen ist.
Durch diese Regelung sollen einer weiteren Florenverfälschung effektiv entgegengewirkt sowie
Produktion und Verwendung gebietseigener Gehölze und Saaten gefördert werden.

DIN-Normen

DIN-Normen, auf die in dieser Satzung verwiesen wird, sind beim Deutschen Patent- und Mar-

kenamt in München archivmäßig gesichert niedergelegt und können bei der Verbandsgemein-
deverwaltung Rüdesheim (Fachbereich 3: Finanzen & Bauen - Bauverwaltung, Nahestraße 63,

55593 Rüdesheim) eingesehen werden.

Ein Bezug der DIN-Vorschriftenist über die Beuth Verlag GmbH (unter der Adresse Saatwinkler

Damm 42/43, 13627 Berlin, bzw. http://www.beuth.de) möglich.

Pflanzenliste für Pflanzfestsetzungen

Die im Plangebiet zu pflanzenden Arten sind jeweils auszuwählen in Abhängigkeit vom konkre-
ten Standort (einige Arten gedeihen bspw. nur auf feuchten Standorten).
Die im Folgenden aufgeführten Pflanzenarten sind eine Auswahl der wichtigsten Arten.
Die Liste ist nicht abschließend.
Wichtig für eine ökologisch wertvolle Pflanzenauswahlist die weitest mögliche Verwendung von
heimischen Gehölzen. Es können aber auch Arten verwendet werden, die dieses Kriterium nicht
im strengen Sinne erfüllen. In jedem Fall sollte aber darauf geachtet werden, dass möglichst
robuste Arten und Sorten gepflanzt werden, die vor allem durch ihre Blüte und ihre Früchte und
{oder sonstige Eigenschaften (z. B. Dornen oder Stachel als Hilfe zum Nestbau; Belaubung o.ä.)
einen Teil- Lebensraum (als temporäres Jagd-(Flug- / Brut- / Nist-}Habitat für unsere heimische

Fauna(v. a. für Vögel und Insekten)bieten.

Gemäß $ 40 Abs. 4 BNatSchG ist sicherzustellen, dass nur gebietsheimisches, autochthones

Pflanzgut sowie Saatgut zum Einsatz kommt. Die Bundesrepublik Deutschland hat die Biodiver-
sitätskonvention unterschrieben und hat sich damit verpflichtet, einheimische Arten zu erhalten.

Gebietsfremdes Pflanz- und Saatgut kann hingegen die genetische Variabilität einer Region stark
verändern.

Bei Pflanzungenist auf die Einhaltung der Grenzabstände nach den $$ 44-47 des Landesnachbar-
rechtsgesetzes von Rheinland-Pfalz zu achten.
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a) Bäume

BäumeI. Ordnung Bäume II. Ordnung

b)

c)

Acerplatanoides - Spitzahorn

Acer pseudoplatanus - Bergahom

Aesculus hippocastanum - Rosskastanie

Fagus sylvatica - Rotbuche

Fraxinus excelsior - Esche (aktuell aber wg. des

Eschentriebsierbens auf Pflanzung verzichten)

Juglans regia - Walnuss

Quercus robur- Stieleiche

Tilia cordata - Winterlinde

Tilia platyphyllos - Sommerlinde

Landschaftssträucher

Berberis vulgaris - Berberitze

Cormnus sanguinea - Roter Hartriegel

Corylus avellana - Waldhasel

Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen

Ligustrum vulgare - Rainweide

Lonicera xylosteum - Heckenkirsche

Prunus mahaleb — Weichselkirsche

Obstbäume

Acer campesıre - Feldahorn

Carpinus betulus - Hainbuche

Cydonia oblonga - Quitte

Malus sylvestris - Wildapfel

Prunus avium - Vogelkirsche

Pyrus pyraster - Wildbirme

Sorbus aria - Mehlbeere

Sorbus aucuparia - Eberesche

Sorbus domestica - Speierling

Sorbus torminalis - Elsbeere

Rhamnuscathartica - Kreuzdorn

Rhamnusfrangula - Faulbaum

Rosa canina - Hundsrose

Rosa rubiginosa - Weinrose

Rosa pimpinellifolia - Bibernellrose

Sambucus nigra - Schwarzer Holunder

Viburnum lantana - Wolliger Schneeball

Viburnum opulus - Wasserschneeball

 

An Obstbäumen sind möglichst robuste, pflegeextensive Sorten (vorzugsweise alte Regional-
sorten) zu verwenden.

Außerdem können die zu unserer Kulturlandschaft gehörigen Arten Walnuss (Juglans regia)
und Quitte (Cydonia oblonga) verwendet werden.

Ergänzend bzw. alternativ können für Pflanzungen im Randbereich von Stellplätzen und sons-
tigen befestigten Flächen (nicht hingegen in dem 5 m breiten Gewässerrandstreifen) auch andere
stadtklimatolerante Laubbaum-Arten verwendet werden, die in der GALK-Straßenbaumliste
[DEUTSCHE GARTENAMTSLEITERKONFERENZ (GALK)e.V. (2012): GALK-Straßenbaumliste
in der aktuellen Fassung; s. www.galk.de] zur VerwendungaufStraßen- und Parkplatz-Flächen
als "geeignet" oder "gut geeignet" für diese Standorte empfohlen werden, sofern sie als Hoch-
stamm erhältlich sind und eine Mindestgröße von 8 m (nach den Angabendieser Liste) errei-
chen.

Mindest-Pflanzqualitäten (falls nicht anders angegeben):
- Bäume 1. und II. Ordnung: Hochstamm,3 x verpflanzt, Stammumfang 14-16 cm
- BäumeIl. Ordnung: Heister, 2 x verpflanzt, 150-175 cm hoch
- Obstbäume: Hochstamm auf Sämlingsunterlage, 3 x verpflanzt, Stammumfang 8-10 cm
- Landschaftssträucher: 2 x verpflanzt, 60-100 cm hoch.

Alie im Plangebiet zu pflanzenden hochstämmigen Bäume sind mit Dreibock anzupfahlen,in
den Randbereichenist ein Fege- bzw. Verbissschutz (Fegeschutz-Spiralen, Wuchshüllen o.ä.)
anzubringen.
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  $4 Rechtsgrundlagen
 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. 1 5. 3634), zuletzt

geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBl. IS. 587}

- Baunutzungsverordnung (BauNVO - Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke) in der Fassung

der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. 15. 3786)

- Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (1_BauO) in der Fassung vom 24.11.1998 (GVBl. 1998, S. 365), zuletzt

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.06.2019 (GVBl. 5. 112)

- Planzeichenverordnung (PlanzV — Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung
des Planinhalts) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Artikel | des Gesetzes vom

04.05.2017 (BGBl. IS. 1057)

- Bundesnaturschutzgesetz (Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege — BNatSchG) vom 29.07.2009

(BGBl. 2009 IS. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04.03.2020 (BGBl. 15. 440}

- Landesnaturschutzgesetz ((Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft
LNatSch6G} vom 06.10.2015 (GVBl. 2015, $. 283f.), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom

26.06.2020 (GVBl. S. 287)

- Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG - Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur
Sanierung von Altlasten) vom 17.03.1998 (BGBl. IS. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 3 der Verord-

nung vom 27.09.2017 (BGBl. 18. 3465)

- Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) vom 25.07.2005 (GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 14 des

Gesetzes vom 19.12.2018 (GVBl. 5. 448)

- Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) vom 23.03.1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Arti-

kel 3 des Gesetzes vom 03.12.2014 (GVBl. S. 245)

- Bundesimmissiensschutzgesetz (BlmSchG - Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17.05.2013 (BGBl. I S, 1274), zuletzt geändert durch Artikel | des Gesetzes vom 08.04.2019

(BGBl. 15. 432)

- Wasserhaushaltsgesetz (WHG) - Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes - vom 31.07.2009 (BGBl. IS.

2585), zuletzt geändert durch Artikel 253 der Verordnung vom 19.06.2020 (BGBl. IS. 1328)

- Landeswassergesetz (LWG) - Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz - in der Fassung vom 14.07.2015

(GVBl.$. 127), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 26.06.2020 (GVBl. S. 287)

- Landesstraßengesetz für Rheinland-Pfalz (LStrG) in der Fassung vom 01.08.1977 (GVBl. 5. 273), zuletzt

geändert durch Gesetz vom 08.05.2018 (GVBl. 5. 92)

- Gemeindeordnungfür Rheinland-Pfalz {(GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geän-

dert durch Artikel 37 des Gesetzes vom 19.12.2018 (GVBl, $. 448)

- Landesnachbarrechtsgesetz für Rheinland-Pfalz {LNRG) vom 15.06.1970, zuletzt geändert durch Artikel }
des Gesetzes vom 21.07.2003 (GVBl. S. 209).
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Einbeziehungssatzung "An der Ellerbach‘ Ortsgemeinde Bockenau
Satzungstext Seite 15
 

 

 $5 Ausfertigung
 

Die Satzung, bestehend aus der Planzeichnung, dem vorliegenden Satzungstext und der Begründung,
stimmtin allen ihren Bestandteilen mit dem Willen des Gemeinderates Bockenau überein.

Das für die Einbeziehungssatzung gesetzlich vorgeschriebene Verfahren wurde eingehalten.

Der Einbeziehungssatzung wird hiermit au  

 

{Unterschrift Jürgen Klotz, Ortsbürgermeister)

 

 86 Inkrafttreten
 

Diese Satzung tritt gemäß $34 Abs.6 S.2 i.V.m. $10 Abs.3 BauGB mit der ortsüblichen
Bekanntmachung in Kraft.

 

Bockenau,.EnseAk,SMen eerssfnirlsssanttttie

(Ort) rn)
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